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Das Zusammenwirken der Gerichte mit den örtlichen 
Volksvertretungen, deren Räten und Kommissionen sowie 
mit anderen Partnern im jeweiligen Territorium bedarf im 
Interesse der Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit 
ebenfalls der Überprüfung. Die Klärung dieser Frage ist um 
so dringender, seit die gerichtliche Nachprüfung von Verwal­
tungsentscheidungen möglich ist.

Die Hauptform des künftigen Zusammenwirkens muß die 
Übermittlung von Erfahrungen in Form eigenständiger In­
formationen der Gerichte aus der Rechtsprechung und der 
damit verbundenen Tätigkeit sein. Welche Informationen die 
Gerichte geben, entscheiden sie selbst. Diese Form erfordert 
den Verzicht auf-jegliche Rechenschaftslegung und Berichts­
pflicht der Gerichte gegenüber anderen Organen im Terri­
torium, z. B. gegenüber den Volksvertretungen oder dem 
FDGB. Dazu gehört auch, daß Richter nicht Abgeordnete 
der jeweiligen Volksvertretung bzw. Mitglieder einer stän­
digen Kommission der Volksvertretung sein dürfen. Ebenso 
dürfen sie nicht an operativen Untersuchungen teilnehmen 
und in Arbeitsgruppen der örtlichen Organe mitarbeiten. 
Auch Konsultationen in Rechtsfragen gegenüber örtlichen

Organen, Betrieben und Institutionen sind im Interesse der 
Objektivität und Unvoreingehommenheit des Gerichts zwin­
gend ausgeschlossen.

Die Mitwirkung der Gerichte in bestimmten Koordinie­
rungsgremien der Sicherheitsorgane lehnen wir ebenfalls ab. 
Inhaltliche Fragen der Rechtsprechung dürfen nicht Gegen­
stand irgendwelcher Leiter- oder Koordinierungsberatungen 
sein. Das Zusammenwirken der Gerichte mit anderen Justiz­
organen und Sicherheitsorganen sollte sich auf einen opera­
tiv zu entscheidenden Informationsaustausch beschränken. -
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Insgesamt ist festzustellen, daß mit der revolutionären Er­
neuerung des politischen Systems in der DDR prinzipielle 
Aufgaben zur Gestaltung des Rechtsstaates verbunden sind — 
Aufgaben, die ihrerseits neue Positionen, zur Stellung der. 
Gerichte und des Richters in unserer Gesellschaft erfordern. 
Wir bieten die vorstehenden Überlegungen zur Diskussion 
an und hoffen auf einen offenen und konstruktiven Mei­
nungsstreit.
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Als die Staaten der Antihitlerkoalition 19л5 die Organisation 
der Vereinten Nationen mit dem Ziel gründeten, „die künf­
tigen Generationen vor der Geißel des Krieges zu bewah­
ren“, verankerten sie in der Präambel der UN-Charta u. a. 
auch ihren festen Willen, künftig „als gute Nachbarn in Frie­
den miteinander zu leben“. Darin kommt die Erkenntnis zum 
Ausdruck, daß die Erhaltung des Weltfriedens insbesondere 
auch die friedliche Gestaltung zwischenstaatlicher Nachbar­
schaftsbeziehungen voraussetzt.

Die Bezugnahme auf „gute Nachbarschaft“ ist in den letz­
ten Jahrzehnten zu einer allgemeinen Tendenz in der Ge­
staltung zwischenstaatlicher Beziehungen geworden. Der 
Begriff „gute Nachbarschaft“ findet sich in einer Vielzahl 
völkerrechtlicher Verträge i und in einer Reihe von politi­
schen Grundsatzdokumenten, z. B. in der Bandung-Deklara­
tion von 1955 und der KSZE-Schlußakte von 1975.1 2 In exem­
plarischer Weise zeigt er sich auch im Verhältnis zwischen 
den beiden deutschen Staaten: Art. 1 des Vertrages über die 
Grundlagen der Beziehungen zwischen der Deutschen Demo­
kratischen Republik ,und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 21. Dezember 1972 (GBl. der DDR II 1973 Nr. 5 S.,26) 
sieht vor, daß die Vertragsparteien „normale gutnachbarli­
che Beziehungen zueinander auf der Grundlage der Gleich­
berechtigung (entwickeln) “.

Es handelt sich also bei der „guten Nachbarschaft“ um 
eine weltweit gebräuchliche Kategorie sowohl des Völker­
rechts als auch der Außenpolitik im allgemeinen.3 4 Allerdings 
ist der Begriff selbst bisher in keinem Fall klar definiert 
worden. Angesichts dieser Tatsache und unter Berücksichti­
gung der globalen Bedeutung dieser Thematik für die Er­
haltung des Weltfriedens beschloß die UN-Voll Versammlung 
1979 mit der Resolution 34/99, Untersuchungen zur „Ent­
wicklung und Stärkung der guten Nachbarschaft zwischen 
Staaten“ vorzunehmen. Interessante und vielfach kontroverse 
Diskussionen prägen seither die jährlichen Beratungen zu 
diesem Tagungsordnungspünkt. Im Vordergrund steht die 
pragmatische Verwendung des Begriffs der guten Nachbar­
schaft zur Qualifizierung bestimmter Verhaltensweisen und 
Kooperationsfelder der Staaten. Darin liegt die Bedeutung 
dieser (fechts-)politischen Arbeiten der UN-Vollversamm­
lung.1 Andererseits fehlt immer noch eine Definition der 
Kategorie „gute Nachbarschaft“, weil darüber ein Konsens 
bislang nicht erreichbar war. Wie kompliziert diese Proble­
matik ist, wird auch daran deutlich, daß seit fast drei Jahr­
zehnten in der Völkerrechtsliteratur über die Existenz eines 
Rechtsgrundsatzes der guten Nachbarschaft gestritten wird.5 6

Was ist „gute Nachbarschaft“?

Die Frage nach Wesen und Inhalt dieser Kategorie muß an 
dem Begriff der Nachbarschaft ansetzen, der das besondere 
Verhältnis der räumlichen Nähe zwischen (Nachbar-)Staa- 
ten widerspiegelt.5 Nachbarschaft stellt gewissermaßen den 
räumlichen Bezugsrahmen (Geltungsbereich) für „gute Nach­
barschaft “ dar. ■ '

Beziehungen zwischen Nachbarstaaten werden objektiv 
durch einige typische Faktoren geprägt, die Nachbarschafts­
verhältnissen erst ihren spezifischen Charakter verleihen. 
Auf Grund der räumlichen Nähe können Nachbarstaaten hi­
storische, kulturelle, ethnische, geographische, wirtschaftliche 
und andere Gemeinsamkeiten besitzen. Diese eröffnen den 
Nachbarn besonders vielfältige und vorteilhafte Möglichkei­
ten für eine intensive Kooperation.7

Andererseits bringt Nachbarschaft auch stets spezifischen
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im Norden — Geschichte der Lateinamerikapolitik der USA, Köln
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6 Semantisch geht der Begriff „Nachbar“ in der deutschen Sprache 

auf eine Wortverbindung zwischen „nahe“ und „Bauer“ zurück, 
die in der ursprünglichen Form- ,;Naehgebaur“ lautete und sich 
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